
Frankfurt für Alle: Solidarische Stadt!

Am 4. Dezember 2015 fand unter großer Beteiligung der Ratschlag „Frankfurt 
für alle!“ statt. Zahlreiche Aktive aus verschiedenen sozialen und politischen 
Initiativen tauschten Erfahrungen aus, erörterten Probleme und verabredeten die 
Zusammenarbeit zu intensivieren. Die folgende Erklärung „Frankfurt für alle! 
Solidarische Stadt“ wurde auf dem Ratschlag diskutiert und ergänzt, um sie am 
10.12., dem Tag der Menschenrechte, zu veröffentlichen.

Diese Erklärung versteht sich als ersten Mosaikstein einer weiterzuführenden 
Diskussion, die im Laufe des Prozesses sicher noch erweitert und konkretisiert 
wird, eben im Werden begriffen ist. 

Frankfurt für Alle: Solidarische Stadt!

Weltweit fliehen viele Millionen Menschen vor 
Verfolgung und Krieg, wirtschaftlicher Ausbeutung, 
Klimawandel und Perspektivlosigkeit – mitverur-
sacht durch die Politik des globalen Nordens. Nur ein 
kleiner Teil dieser Menschen kommt nach Europa, 
doch sie haben die Festung Europa in diesem Som-
mer ins Wanken gebracht.

Mit Klagen über eine angebliche Überlastung zielt die 
Politik auf eine verstärkte Abschottung nach Außen 
und eine Spaltung nach Innen. Zur „Sicherung der 
Außengrenzen“ werden billigend Menschenrechts-
verletzungen in Kauf genommen und Asylrechtver-
schärfungen im Eiltempo umgesetzt.
Wir leben in Frankfurt in einem Zentrum wirtschaft-
licher Prosperität, in dem sich die weltweit wachsen-
den Gegensätze zwischen Armut und Reichtum ganz 
konkret lokal und regional bemerkbar machen. Die 
Ankunft der Geflüchteten hier stellt die soziale Frage 
nun mit ganz neuer Dringlichkeit. Die „Flüchtlings-
krise“ ist in Wahrheit eine Krise der gerechten Ver-
teilung: Es ist die grundsätzliche Frage, was soziale 
Gerechtigkeit und Teilhabe in unserer Gesellschaft 
heißen kann und wie wir sie neu verhandeln wollen.

Wir sehen die hier ankommenden Geflüchte-
ten nicht als Konkurrent*innen im Zugang zu 
öffentlichen Leistungen, sondern als Mitstrei-
ter*innen im Kampf für soziale Gerechtigkeit, 
denen unsere uneingeschränkte Solidarität 
gilt.
In einer solidarischen und weltoffenen Stadt 
ist kein Platz für Abschiebungen, soziale Spal-
tung und rassistische Hetze.

Wir sind Menschen aus der konkreten Solidaritäts-
arbeit, der Sozialarbeit, antirassistischen Initiativen, 
Gewerkschaften, dem Engagement gegen Rechts, 

den Kirchen, migrantischen Vereinen, aus der 
Künstler*innen-Szene, aus Schüler*innen-Gruppen, 
Verbänden, Erwerbslosengruppen und Nichtregie-
rungsorganisationen.
 
In der Stadt, in der wir leben wollen, lassen 
wir uns nicht gegeneinander ausspielen!  
Alle Menschen sind willkommen. Wenn wir 
uns für soziale Belange einsetzen, dann, weil 
wir wissen, dass es in diesem reichen Land 
keine Armut geben müsste. Die für das Aus-
einanderklaffen von Arm und Reich verant-
wortliche Politik ist menschengemacht – sie 
kann durch uns auch wieder verändert wer-
den! 

In der Stadt, in der wir leben wollen, gibt es 
keinen Leerstand, sondern jede*r kann in 
Wohnungen statt in Massenunterkünften 
leben! 

Aktuelle Initiativen, über öffentlichen Wohnungsbau 
Wohnraum bereit zu stellen, sind ein richtiger Schritt 
– auch wenn er viel zu spät kommt. Der jahrelan-
ge Rückbau des sozialen Wohnungsbaus hat fatale 
Folgen – für Geflüchtete ebenso wie für Menschen 
mit geringem Einkommen. Statt in der aktuellen Si-
tuation Baustandards zu senken oder private Inves-
toren zu subventionieren, brauchen wir eine neuen 
sozialen Wohnungsbau – kommunal, selbstverwaltet 
und möglichst hochwertig. In der Stadt, in der wir 
leben wollen, wird bezahlbarer Wohnraum für Alle 
geschaffen und Leerstand sinnvoll genutzt.
Auch Geflüchtete möchten nicht in Lagern leben. Die 
Überbelegung in Massenunterkünften ist hausge-
macht und führt die falsch ausgerichtete Geflüchte-
tenpolitik der vergangenen Jahre fort. Wir treten ein 
für Bewegungsfreiheit und Wohnraum für ALLE und 
für die freie Wahl des Aufenthaltsorts.

In der Stadt, in der wir leben wollen, gibt es 
eine kostenlose Gesundheitsversorgung für 
ALLE!
 
Gesundheit ist ein Menschenrecht! Es darf keine Ge-
sundheitskarte 2. Klasse für Geflüchtete geben. Für 
die Betroffenen muss dieselbe medizinische Versor-
gung wie für andere unterstützungsbedürftige Men-
schen zur Verfügung gestellt werden. Wir fordern 
eine aufsuchende medizinische Versorgung oder 
zumindest das Ermöglichen von Mobilität (ÖPNV), 

Die Stadt, in der wir leben wollen...
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damit die Menschen überhaupt zum Arzt kommen! 
Auch innerhalb der Hartz-IV-Gesetzgebung ist es 
dringend geboten, sich für eine Ausweitung und 
Erhöhung der Mehrbedarfe für kostenaufwändige 
Ernährung bei Krankheiten einzusetzen, sowie die 
unbürokratische Übernahme von Medikamenten, 
Salben etc. durch das Jobcenter, sofern sie die Kran-
kenkasse nicht abdeckt.
 
In der Stadt, in der wir leben wollen, hat je-
de*r Zugang zu kostenloser Bildung!
 
Kinder und Jugendliche lernen gemeinsam in klei-
nen Klassen, sie lernen nicht nur in der Schule, 
sondern auch in den außerschulischen Einrich-
tungen und im Stadtteil. Lernen heißt, die Welt zu 
erforschen, Begabungen zu entfalten und kritisch zu 
denken. Deshalb fordern wir einen unbürokratischen 
Zugang zu Grund- und weiterführenden Schulen, 
Sprach- und Integrationskursen sowie zu Qualifika-
tion und Ausbildung für ALLE – und für Geflüchtete 
und Migrant*innen unmittelbar nach der Einreise 
und ohne die Einteilung in solche mit „guter“ und 
„schlechter“ Bleibeperspektive. Zudem fordern wir 
ein Recht auf Weiterbildung und Umschulung für 
alle Leistungsbezieher*innen auf freiwilliger Basis.  

In der Stadt, in der wir leben wollen, leben 
wir sowohl von Arbeit als auch ohne Arbeit 
gut!

Der gefeierte Beschäftigungszuwachs geht einher mit 
vermehrter Niedriglohnarbeit über Leiharbeit und 
anderer Ausbeutungsformen, sowie einer Sozialge-
setzgebung (Hartz IV), die Armut trotz Arbeit legi-
timiert. Besonders Migrant*innen und Geflüchtete 
sind diesem System ausgeliefert. Aufgrund fehlender 
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis sind sie erpressbar 
und werden durch vielerlei Varianten prekärer Be-
schäftigung ausgenutzt: Die herrschende Hierarchi-
sierung von Geflüchteten und (Arbeits-)Migrant*in-
nen ist die Grundlage für Ausbeutung, Ausgrenzung 
und Lohnbetrug.

Wir sind gegen Arbeitsverbote und das Vorrangprin-
zip für Geflüchtete, gegen den Ausschluss arbeitsu-
chender EU-Zuwanderer*innen von Leistungen 
zum Lebensunterhalt nach dem Sozialgesetzbuch II, 
gegen Zumutbarkeitsregelungen und Sanktionen für 
Hartz-IV Bezieher*innen und wollen eine Aufwei-
chung des Mindestlohnes verhindern.
 
In der Stadt, in der wir leben wollen, füllt eh-
renamtliches Engagement nicht die Lücken!

Ist allen Geflüchteten, allen Jobcenter-Kund*innen, 
allen Wohnungslosen und allen Beschäftigten im 
Niedriglohn-Sektor ein auskömmliches Leben in 
Würde möglich, kann sich das Ehrenamt für mehr 
Gerechtigkeit, mehr Begegnung, mehr Lebensquali-
tät und mehr Kultur engagieren. Würde und gesell-
schaftliche Teilhabe sind keine Almosen, sondern 
Grundrechte. Selbstorganisierte Nothilfen wie Deut-
schunterricht der Teachers on the Road und Initia-
tiven von Schüler*innen und Student*innen können 
mögliche Alternative und Bildungsangebot der Wahl 
sein, nicht jedoch die einzige Hilfe in Notlagen.
Die soziale Infrastruktur dieser Stadt hat ihre Ka-
pazitätsgrenzen nicht erst jetzt – mit den aktuell 
ankommenden Geflüchteten – erreicht. Wir fordern 
daher die ausreichende personelle und finanzielle 
Ausstattung des professionellen sozialen Bereichs. 
Wir stellen uns gegen den Versuch, ehrenamtliches 
und hauptamtliches Engagement gegeneinander 
auszuspielen.

In der Stadt, in der wir leben wollen, gibt es 
für ALLE die gleichen sozialen Rechte: umfas-
sende und ausreichende existentielle Absi-
cherung ohne Gegenleistungen, freier Zugang 
zu sozialer Infrastruktur und keine Abschie-
bungen!

Dies alles ist nicht mit Appellen und guten 
Worten allein erreichbar. Es braucht das tä-
tige und tägliche Einmischen und es braucht 
unsere Initiative von unten!

Initiative „Frankfurt für Alle“
Wir sammeln für diese Erklärung Unterschriften als Unterzeichner*innen und hoffen, darüber eine breite 
Debatte, wie sich unsere Stadt verändern muss, anzuregen. Die Erklärung kann auch online unterzeichnet 
werden: http://www.frankfurtfueralle.de/content/frankfurt-fuer-alle-solidarische-stadt

2. Ratschlag „FRANKFURT FÜR ALLE!“ am 29.1.2016 von 16-20:00 Uhr 
Haus Gallus, Frankenallee 111, Frankfurt

Entlang der Bereiche Arbeit und Arbeitsbedingungen, Zugang zu Gesundheit und Bildung, Wohnen und 
Unterkünfte und die Abwehr rechter Angriffe wollen wir weiterarbeiten, uns beraten, vernetzen, eine kom-
munale Praxis der gegenseitigen Stärkung entwickeln, und an einer politischen und öffentlich wahrnehm-

baren Gegenstimme arbeiten.

Initiative „Frankfurt für Alle! c/o Frankfurter Arbeitslosenzentrum, Friedberger Anlage 24, 60316 Frankfurt


